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In Rheinland Pfalz wollen wir in einer offenen Gesellschaft 

zusammenleben und jedem Diskriminierungsversuch deutlich 

entgegentreten. Deshalb haben wir 2012 die Landesantidis-

kriminierungsstelle eingerichtet, mit dem Auftrag zu informie-

ren, aufzuklären, Vorbehalte abzubauen und dazu beizutra-

gen, dass Benachteiligungen gar nicht erst entstehen. Men-

schen, die diskriminiert werden, sollen ihre Rechte kennen 

und sich zur Wehr setzen können. Diese Aufgaben können 

nur gemeinsam mit allen Teilen unserer Gesellschaft gelin-

gen.  

Mit diesem Bericht legt die Landesantidiskriminierungsstelle die Ergebnisse ihrer Arbeit vor. 

Sie wären ohne die gute Kooperation zwischen den Ressorts der Landesregierung, die tat-

kräftige Mitarbeit und die Unterstützung durch Ehrenamtliche und Hauptamtliche in Nichtre-

gierungsorganisationen in Rheinland-Pfalz so nicht möglich gewesen. Daher danke ich allen 

Beteiligten für ihre Beiträge, Hinweise und ihr großes Engagement. 

Diskriminierung hat viele Gesichter und kann jeden von uns treffen. Sie zu bekämpfen und  

Prävention zu betreiben, durch klare Konzepte die Vorteile von Vielfalt zu schützen und zu 

nutzen, ist und bleibt eine wichtige gesellschaftspolitische Aufgabe.  

 

 

 

 

 

 

Irene Alt 

 

Ministerin für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen 

des Landes Rheinland-Pfalz
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Einleitung  
Im Koalitionsvertrag der SPD, Landes-

verband Rheinland-Pfalz, und von BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN, Landesverband 

Rheinland-Pfalz, haben die Koalitions-

partner 2011 vereinbart: 

„Diskriminierung entgegenwirken 

Wir wollen Diskriminierungen aufgrund 

des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, 

der Religion oder Weltanschauung, der 

sexuellen Identität, des Alters oder auf-

grund einer Behinderung im Arbeits- und 

Alltagsleben vermeiden und ihnen konse-

quent entgegentreten. (…) Wir werden die 

Aufklärungs-, Informations-, Öffentlich-

keits- und Projektarbeit fördern und so 

allen Formen von Diskriminierung nach-

haltig entgegentreten. Wir werden diese 

Aktivitäten an einer Stelle im zuständigen 

Ministerium bündeln (Antidiskriminie-

rungsstelle). Gleichzeitig werden wir die 

Zusammenarbeit der Antidiskriminierungs-

verbände in Rheinland-Pfalz sichern und 

die Netzwerkbildung fördern.“1 

Vor dem Hintergrund dieses Auftrags ent-

hält der vorliegende Gesamtbericht eine 

Bilanz der Arbeit der Landesantidiskrimi-

nierungsstelle über den Gesamtzeitraum.  

 

                                                           
1
  SPD Rheinland-Pfalz, BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN Rheinland-Pfalz, 2011: Koaliti-
onsvertrag 2011 – 2016, Den sozialökologi-
schen Wandel gestalten. Mainz, S. 78. 

Aufbauorganisation  

Zur Umsetzung des oben wiedergegebe-

nen Auftrags hat Ministerin Irene Alt die 

Landesantidiskriminierungsstelle (LADS) 

im Januar 2012 als Fachreferat „Antidis-

kriminierung und Vielfalt“ in der Abteilung 

Familie des Ministeriums für Integration, 

Familie, Kinder, Jugend und Frauen einge-

richtet und mit zwei Personalstellen und 

eigenen Haushaltsmitteln ausgestattet. 

Das Fachreferat stellt keine unabhängige 

Antidiskriminierungsstelle nach dem Mo-

dell im Bund dar, sondern ist in die Ar-

beitsebene des für Antidiskriminierung und 

Vielfalt fachzuständigen Ministeriums inte-

griert. Erstmals wurde damit in Rheinland-

Pfalz eine Organisationseinheit geschaf-

fen, die für die Querschnittsthemen Anti-

diskriminierung und Vielfalt eine bün-

delnde, koordinierende und steuernde 

Funktion übernimmt. Ziel war und ist vor 

allem, Konzepte zu entwickeln, wie Anti-

diskriminierung und Vielfalt in den Regel-

strukturen und Regelprozessen der Lan-

desverwaltung integriert werden kann, 

verbunden mit der Durchführung von ge-

sonderten Maßnahmen, wo dies erforder-

lich ist.  

Arbeitsprogramm 

Das Referat nahm seine Arbeit Anfang 

Januar 2012 auf, nachdem die Referatslei-

terin 2011 in ressortübergreifender Koope-

ration ein Arbeitskonzept und -programm 

entwickelt hatte. 
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Arbeitskonzept 20112 Arbeitsprogramm 2012-2016 

 dem horizontalen Ansatz des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) gerecht 
werden, d. h. alle Merkmale möglicher Be-
nachteiligungen (rassistische oder eth-
nische Diskriminierung, Geschlecht, Reli-
gion oder Weltanschauung, Behinderung, 
Alter oder sexuelle Identität) in den Blick 
nehmen 

 alle Aktivitäten und Initiativen der 
LADS nach dem horizontalen und 
merkmalsübergreifenden Ansatz kon-
zipieren 

 Beteiligung der hausinternen Organi-
sationseinheiten sowie derer in ande-
ren Ressorts, die ebenfalls für die nach 
AGG einschlägigen Zielgruppen zu-
ständig sind 

 AG Vielfalt des MIFKJF 

 Entwicklung des hausinternen Vielfalts-
konzepts mit Grundverständnis Vielfalt, 
Bestandsaufnahme, Checkliste Vielfalt, 
Selbstcheck der Führungskräfte des 
MIFKJF 

 als direkter Ansprechpartner des MIFKJF 
den Prozess eines in Rheinland-Pfalz ent-
stehenden Netzwerkes/Antidiskrimi-
nierungsverbandes von Nichtregierungs-
organisationen unterstützen und begleiten 
und im späteren Verlauf mit diesem Netz-
werk/Antidiskriminierungsverband zusam-
menarbeiten und gemeinsame Initiativen/ 
Projekte entwickeln 

 Netzwerkbildungsprozess durch flan-
kierende Maßnahmen unterstützen 

 Kooperationspartner: Institut für sozial-
pädagogische Forschung Mainz als 
neutraler Moderator des Prozesses 

 Netzwerkgründung Juni 2012 

 Seither Kooperationspartnerin des 
Netzwerks diskriminierungsfreies RLP 

 mit den in Rheinland-Pfalz bestehenden 
Verbänden und Selbsthilfegruppen in 
Fragen der Gleichbehandlung, gesell-
schaftlicher Vielfalt und Toleranz koope-
rieren 

 Zusammenarbeit bei der Entwicklung 
von Ansätzen der Öffentlichkeitsarbeit 

 Unterstützung durch Mitwirkung bei 
Veranstaltungen und Projekten 

 Beratung über Perspektiven der Ko-
operation 

 die Verbände und Selbsthilfegruppen 
befähigen, die Instrumente des Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetzes kon-
sequent anzuwenden 

 Angebot, Durchführung und Auswer-
tung von Netzwerk-Workshops 

 einen Beitrag dazu leisten, dass die Mitglie-
der der jeweiligen Organisationen und 
Selbsthilfegruppen sensibler für Diskrimi-
nierungen anderer Merkmale werden 
 

 Information, Aufklärung, Werbung für 
den merkmalsübergreifenden Vielfalts-
ansatz in Beiträgen bei Veranstal-
tungen des Netzwerks und der Mit-
gliedsorganisationen 

 mit den für die einzelnen Merkmale zustän-
digen Fachreferaten/Fachressorts der 
Landesregierung kooperieren, um deren 
zielgruppenspezifische Arbeit zu unterstüt-
zen und zu vernetzen 

 laufende Kooperation und Beratung 

 Beiträge zum Aktionsplan „RLP unterm 
Regenbogen“, zum Landesaktionsplan 
zur Umsetzung der UN-Konvention 
über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen, zur Jugendstrategie, 

                                                           
2
  Beteiligt an seiner Entwicklung waren: das Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demo-

grafie mit dem Landesbeauftragten für Belange von Menschen mit Behinderungen und die Abtei-
lung Demografie aufgrund ihrer Zuständigkeit für ältere Menschen in Rheinland-Pfalz. Das MIFKJF 
war vertreten durch den Leiter der Familienabteilung, den Leiter der Kinder- und Jugendabteilung, 
die Leiterin der Frauenabteilung sowie den Beauftragten für Migration und Integration. 
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etc. 

Arbeitskonzept 2011 Arbeitsprogramm 2012-2016 

 gemeinsam mit den Ressorts der Landes-
regierung Aktivitäten im Hinblick auf 
Gleichbehandlung, gesellschaftliche 
Vielfalt und Toleranz entwickeln 

 

 STS-Beschluss zur Gründung der In-
terministeriellen Arbeitsgruppe Vielfalt 
und dem Auftrag zur Entwicklung einer 
Gesamtstrategie 

 Bestandsaufnahme aller laufenden 
Maßnahmen, Projekte und Programme 

 Leitbild Vielfalt und Nichtdiskriminie-
rung 

 MR-Beschluss zur Strategie Vielfalt der 
Landesregierung  

 Umsetzung der Strategie Vielfalt der 
Landesregierung RLP 

 auf Bundesebene mit der Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes, mit den Bun-
desministerien und mit Verbänden koope-
rieren und die rheinland-pfälzischen Inte-
ressen einbringen 

 Beitritt zur Offensive der Bundes-ADS 
für eine diskriminierungsfreie Gesell-
schaft 

 Initiative zur Ländervernetzung der 
Antidiskriminierungsstellen 

 für die Weiterentwicklung der Antidiskri-
minierungspolitik auf Landesebene wer-
ben und entsprechende – auch für die Bun-
desebene – Initiativen entwickeln (das gilt z. 
B. für die bislang von Deutschland verhin-
derte 5. EU-Antidiskriminierungsrichtlinie) 

 Recherchen und Stellungnahmen für 
BR-Initiativen 

 Konzept für ein Landesgesetz für 
Chancengleichheit und Vielfalt RLP 

 gesellschaftspolitische Initiativen entwi-
ckeln, mit denen im Sinne des Koali-
tionsvertrages für eine Gesellschaft gewor-
ben wird, in der Vielfalt, Freiheit, Gerechtig-
keit und Solidarität der Kompass sind 

 

 Initiative zu und Gründung des Runden 
Tisches Antidiskriminierung und Vielfalt 
mit allen staatlichen Anlaufstellen 

 Pilotprojekt „Chancengleich bewerben 
– anonymisiertes Bewerbungsverfah-
ren in Rheinland-Pfalz“ (Veröffent-
lichung 2015) 

 Vorträge und Beiträge im Rahmen von 
Veranstaltungen zivilgesellschaftlicher 
Akteure und öffentlicher oder staatli-
cher Einrichtungen vor Ort 

 eine Öffentlichkeitsarbeit in den Themen-
feldern Gleichbehandlung, gesellschaftliche 
Vielfalt und Toleranz entwickeln (Home-
page, Print-Medien, Veranstaltungen wie 
Partizipationstage, Gute-Praxis-Beispiele 
etc.)  

 

 Aufbau der Homepage der LADS 

 Entwicklung eines Mottos: „Vielfalt. 
Anders. Gleich!“ 

 Entwicklung eines Flyers mit Informa-
tionen zur LADS 

 Projektförderung Jugendbroschüre 

 Projektförderung Videospot „vis- à-vis“ 

 Pressemeldungen 

 ausdrücklich keine Beschwerde- und Be-
ratungsstelle für Diskriminierungen wegen 
rassistischer oder ethnischer Diskri-
minierung, Geschlecht, Religion oder Welt-
anschauung, Behinderung, Alter oder sexu-
eller Identität 

 

 Erstanlaufstelle für Eingaben mit dem 
Auftrag, Informations- und Aufklä-
rungsarbeit über das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz zu betreiben 

 Verweis- oder Weiterleitungsberatung 

 Beratung der Beratenden  
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Schwerpunkte und  

Meilensteine 

Von Beginn an wurden vier Schwerpunkte 

festgelegt und umgesetzt. Diese sind: 

1. Entwicklung der Strategie Vielfalt der 

Landesregierung Rheinland-Pfalz und  

Einrichtung der MIFKJF-AG Vielfalt als 

Startpunkt für Diversity Mainstreaming 

und Diversity Management 

2. Pilotprojekt „Chancengleich bewerben 

– anonymisiertes Bewerbungsverfah-

ren in Rheinland-Pfalz“ 

3. Förderung „Netzwerk diskriminierungs-

freies Rheinland-Pfalz“  

4. Öffentlichkeits-, Informations- und Auf-

klärungsarbeit  

Daneben kam es von Anfang an auch auf 

die Vernetzung mit anderen Bundeslän-

dern, soweit sie Landesantidiskriminie-

rungsstellen besitzen, und mit der Bundes-

ebene an.  

 
Schwerpunkt 1:  

Entwicklung der Strategie 
Vielfalt der Landesregie-
rung Rheinland-Pfalz  

Die Ansiedlung der Landesantidiskriminie-

rungsstelle (LADS) im MIFKJF bot die 

neue Arbeitsgrundlage, um mit dem Auf-

bau dieses politischen Handlungsfelds 

Antidiskriminierung und Vielfalt zu begin-

nen. Dabei war es von Anfang an wichtig, 

dass die Reichweite der Aufgabenstellung 

nicht auf die Handlungsfelder Integration, 

Familie, Kinder, Jugend sowie Frauen be-

schränkt ist, sondern ressortübergreifend 

für alle Handlungsfelder der Landesregie-

rung auf- und ausgebaut werden sollte. 

Daraus folgte die Notwendigkeit, zeitnah 

ein Gremium für die nötige gegenseitige 

Information und den Austausch zwischen 

den Ressorts der Landesregierung zu 

schaffen. Ein Beschluss der Staatssekre-

tärskonferenz hat diese Entscheidung 

herbeigeführt. Das Gremium wurde als 

interministerielle Arbeitsgruppe (IMA) Viel-

falt gegründet, in die jedes Ressort und 

die Staatskanzlei je eine Vertretung ent-

sandten. 

Zur Vorbereitung der Strategie Vielfalt der 

Landesregierung Rheinland-Pfalz führte 

die IMA gemeinsam eine Bestandsauf-

nahme aller aktuellen Programme, Projek-

te und Maßnahmen durch. Organisiert 

nach den Aufgaben der Ministerialverwal-

tung stellte sie die Ergebnisse in einer 

strukturierten Sammlung zusammen und 

sortierte sie nach den Benachteiligungs-
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gründen gemäß dem Allgemeinen Gleich-

behandlungsgesetz (AGG). Dabei zeigte 

sich deutlich, dass die knapp 160 unter-

schiedlichen Maßnahmen zum einen eine 

sehr solide Handlungsgrundlage darstell-

ten, denn es war nicht bei null zu begin-

nen, und zum anderen wurde herausgear-

beitet, dass es bereits viele merkmals-

übergreifende3 Maßnahmen gab, die an-

knüpfungsfähig waren und sind. Insge-

samt zehn übergreifende Programme, an 

denen alle Ressorts beteiligt sind, enthal-

ten selbst wiederum zahlreiche Einzel-

maßnahmen, die für diese Bestandsauf-

nahme nicht noch einmal gezählt wurden. 

Beispiele sind der Aktionsplan „Rheinland-

Pfalz unterm Regenbogen“ und der Lan-

desaktionsplan zur Umsetzung der UN-

Konvention für die Rechte der Menschen 

mit Behinderungen. 

Als zweiten Schritt im Vorfeld der Strategie 

stellte die LADS alle Informationen über 

rechtliche Regelungen in den einzelnen 

Merkmalsbereichen4 sowie über vorhan-

dene Arbeitsstrukturen zusammen, zu 

denen auch Gremien der Politikberatung 

oder Partnerorganisationen der Zivilge-

sellschaft zählen. Ergebnis dieser verglei-

chenden Informationsgewinnung war, 

dass es zu den sechs Merkmalsbereichen 

sehr unterschiedliche Arbeitsstrukturen 

gibt, die zudem sehr unterschiedlich mit 

                                                           
3 
Definiert als mehr als einen der Benachteili-

gungsgründe nach AGG betreffend, in unter-
schiedlichen Kombinationen. 
4
 Gemeint sind die Benachteiligungsgründe 

nach AGG. 

Ressourcen ausgestattet sind. Am 

schwächsten ist die LSBTTI5-Community 

ausgestattet, während sie gleichzeitig im 

Maßnahmenbereich durch den oben er-

wähnten Aktionsplan das beste Ergebnis 

zeigt. Vergleichbar gering, wenn auch 

leicht besser, ist die Ausstattung der reli-

giösen Minderheiten, die über etwas bes-

sere Strukturen und Ressourcen, aufgrund 

der religiösen Neutralität des Staates aber 

nur über sehr geringe staatliche Maßnah-

men verfügen. Am stärksten sind die Be-

reiche Integration und interkulturelle Öff-

nung für Menschen mit Migrationshinter-

grund sowie Behinderung ausgebaut, di-

rekt gefolgt vom Bereich Gender Main-

streaming/ Frauenförderung. 

Um die Strategie Vielfalt zu konzipieren, 

hat die IMA gemeinsam zentrale Begriffe 

erarbeitet und definiert, Ziele entwickelt 

und spezifische Handlungsfelder der Anti-

diskriminierung und Vielfalt abgeleitet, die 

quer zu den „klassischen“ Handlungsfel-

dern der Ressorts liegen. Orientiert an 

diesen Eckpunkten entstand ein Grund-

satzpapier, das die LADS zwischen den 

Ressorts und der Staatkanzlei abgestimmt 

hat. Anschließend entwickelte die IMA ein 

Leitbild Vielfalt, das den Rahmen und das 

Rückgrat der Strategie darstellt. 

Die Strategie Vielfalt besteht aus den fol-

genden Teilen: Die IMA Vielfalt ist für die 

Steuerung der Strategie verantwortlich 

(institutionelle Verankerung). Es folgt das 

                                                           
5
 LSBTTI steht für lesbisch, schwul, bisexuell, 

transsexuell, transgender, intersexuell. 
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Leitbild Vielfalt und als dritter Teil eine 

Auflistung möglicher Umsetzungsschritte.  

Damit waren die Anforderungen an eine 

Gesamtstrategie erfüllt: Die IMA Vielfalt 

hatte Antworten auf die Fragen nach den 

Zielen, den Wegen und Instrumenten, der 

Verantwortung und dem Zeitplan entwi-

ckelt. Die LADS konnte daher federfüh-

rend die Strategie Vielfalt interministeriell 

abstimmen und anschließend dem Minis-

terrat zur Beschlussfassung zuleiten. Zwi-

schen der Gründung der IMA im Oktober 

2012 und der Beschlussfassung des Mi-

nisterrats über die Strategie Vielfalt im 

April 2015 lagen insgesamt zweieinhalb 

Jahre und fünf IMA-Sitzungen. 

Die Ressorts vereinbarten, dass sie die 

Umsetzung in eigener Verantwortung an-

gehen, da sie jeweils verschiedene Rah-

menbedingungen haben und auch unter-

schiedliche Schwerpunkte setzen können 

und müssen. Einmal in jeder Legislaturpe-

riode wird die IMA Vielfalt dem Ministerrat 

Bericht erstatten und dazu die jeweils zu 

aktualisierende Bestandsaufnahme nut-

zen. 

Die LADS nimmt weiterhin ihre Aufgabe 

wahr, zu koordinieren und zu bündeln, und 

erbringt die erforderlichen Dienstleistun-

gen für die IMA Vielfalt. 

Die Dokumente der Strategie Vielfalt der 

Landesregierung sind veröffentlicht unter: 

http://mifkjf.rlp.de/de/themen/vielfalt/antidis

kriminierungsstelle/strategie-vielfalt/  

Parallel zur Entwicklung der Strategie Viel-

falt war die LADS auch im MIFKJF selbst 

federführend verantwortlich für die Ent-

wicklung eines hausinternen Vielfaltskon-

zepts. Dazu gehörte eine abteilungsüber-

greifende Arbeitsgruppe Vielfalt, die aus 

einer Arbeitsgruppe Interkulturelle Öffnung 

hervorgegangen war. In dieser AG Vielfalt 

waren alle Abteilungsleitungen, der Lei-

tungsstab des MIFKJF sowie der Beauf-

tragte der Landesregierung für Migration 

und Integration (BLMI) vertreten. Auftrag 

der AG war die Beratung des hausinternen 

Vielfaltskonzepts und die Sicherung der 

Umsetzung in den Abteilungen und im 

Arbeitsstab. In Mitarbeiter-Foren machte 

die LADS die Zwischenergebnisse der 

Arbeitsgruppe bekannt, ebenso wurden 

Abteilungsbesprechungen und Referen-

ten-Besprechungen dazu genutzt. Ergeb-

nisse dieser hausinternen Kooperation 

waren die Formulierung des Grundver-

ständnisses Vielfalt des MIFKJF, die 

Durchführung von extern moderierten 

Workshops zur Interkulturellen Öffnung 

und Vielfalt (Hausleitung und Abteilungen 

getrennt), die Gestaltung von zwei Video-

spots, um Vielfalt und interkulturelle Öff-

nung mittels anderer als der üblichen Me-

dien thematisch und methodisch aufzu-

greifen, sowie die Erarbeitung und An-

wendung einer neuen Methode der Diver-

sity-Folgenabschätzung, die als „Checklis-

te Vielfalt“ allen Abteilungen zur Verfügung 

gestellt wurde, um sie an verschiedenen 

Maßnahmen des MIFKJF abteilungsspezi-

fisch zu testen und ggf. zu modifizieren. 

http://mifkjf.rlp.de/de/themen/vielfalt/antidiskriminierungsstelle/strategie-vielfalt/
http://mifkjf.rlp.de/de/themen/vielfalt/antidiskriminierungsstelle/strategie-vielfalt/
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Zur Entwicklung dieses Instruments hatte 

die LADS auf vorhandene Materialien der 

Heinrich-Böll-Stiftung zurückgegriffen und 

sie auf die Anforderungen im Ministerium 

angepasst. Schließlich konzipierte die 

LADS auch einen Fragebogen zum 

Selbstcheck der Führungskräfte des MI-

FKJF im Hinblick auf die Vielfaltsthematik. 

Insbesondere die Zentralabteilung trug 

durch verschiedene Maßnahmen zum 

Vielfaltskonzept des MIFKJF und seiner 

Umsetzung bei. So wurden beispielsweise 

die Beurteilungskriterien erweitert, Viel-

faltskompetenz als Leistungskriterium für 

Führungskräfte eingeführt, das Konzept 

und die Materialien für die Einführung von 

Mitarbeitergesprächen unter Vielfaltsas-

pekten ergänzt sowie Vielfaltskompetenz 

als ein neues Kriterium für die Personal-

auswahl definiert. 

Die LADS stand allen Abteilungen in die-

sem Prozess beratend zur Verfügung. 

 
Schwerpunkt 2:  

Pilotprojekt „Chancen-
gleich bewerben – anony-
misiertes Bewerbungsver-
fahren in Rheinland-Pfalz“ 

Als die Bundesantidiskriminierungsstelle 

im Frühjahr 2012 die Veröffentlichung der 

Ergebnisse des Bundespilotprojekts an-

kündigte, fiel im MIFKJF die Entscheidung, 

ein eigenes Pilotprojekt auf Landesebene 

zum anonymisierten Bewerbungsverfah-

ren durchzuführen. Der Auftrag zu Erarbei-

tung eines Konzepts ging an die LADS. 

Es sollte keine Wiederholung des Bunde-

spilotprojekts stattfinden, sondern ein ei-

genständiges Projekt mit spezifischen 

Rahmenbedingungen durchgeführt wer-

den. Die LADS schlug ein qualitativ orien-

tiertes vor, da die bis dahin vorliegenden 

Projekte sich auf den quantitativen Ver-

gleich von Anonymisierungstechniken be-

zogen. Die Hausleitung verständigte sich 

dem folgend auf das standardisierte On-

linebewerbungsverfahren. Zur technischen 

Unterstützung schaltete die LADS eine 

Neutrale Stelle zwischen die teilnehmen-

den Organisationen und die Bewerberin-

nen und Bewerber, bei der die Bewer-

bungsformulare (daher Standardisierung) 

eingingen, die sie anonymisierte und an-

schließend an die Stellenanbieter*innen 

weiterleitete. Die Laufzeit des Pilotprojekts 

war mit 24 Monaten Praxisphase langfris-

tig angesetzt, damit ausreichend Erfah-

rungen mit diesem Verfahren gesammelt 

werden konnten, denn es war auf Landes-

ebene nicht von einer hohen Zahl an aus-

geschriebenen Stellen zu rechnen. Diese 

Erfahrungen sollten mittels einer wissen-

schaftlichen Evaluation ausgewertet und 

über drei Messzeitpunkte miteinander ver-

glichen werden. 

Die Projektteilnahme der ursprünglich zu-

sätzlich zur Ministerialverwaltung ange-

dachte Zielgruppe der kleinen und mittle-

ren Unternehmen (KMU) ließ sich nicht 

verwirklichen, und auch deren Organisati-
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onsvertretungen, die Kammern, beteiligten 

sich schließlich nicht. Stattdessen nahmen 

drei Ressorts der Landesregierung, eine 

Landtagsfraktion, zwei Wohlfahrtsverbän-

de und eine Bildungseinrichtung teil. Doch 

nur drei dieser Projektpartner durchliefen 

die gesamte Praxisphase von 24 Monaten. 

Drei Partner konnten nicht in die Anwen-

dung des anonymisierten Verfahrens ein-

steigen, weil keine Stellen zur Ausschrei-

bung anstanden. Ein Partner beendete die 

Mitarbeit kurz nach der Halbzeit und kehr-

te zum herkömmlichen Verfahren zurück. 

Die LADS fungierte als Projektleitung, trug 

die Verantwortung für die konzeptionelle 

Vorbereitung und die Projektsteuerung, 

stellte die Finanzmittel zur Verfügung und 

schloss die Verträge mit der wissenschaft-

lichen Evaluation und der Neutrale Stellen. 

Sie beriet und informierte bei Fragen oder 

Unsicherheiten und war schließlich auch 

für die Koordinierung der Auswertung der 

evaluierten Ergebnisse und die Erarbei-

tung der Dokumentation des Pilotprojekts 

verantwortlich. Fester Bestandteil des Pro-

jektkonzepts waren vier Leitfragen, die am 

Ende beantwortet und durch Empfehlun-

gen ergänzt werden sollten. Die Leitfragen 

richteten sich an die Anwendbarkeit in den 

beteiligten Organisationen, die Machbar-

keit (technische Umsetzung), die Wider-

spruchsfreiheit zu gezielten Fördermaß-

nahmen (etwa Frauenförderung, Förde-

rung von Menschen mit Behinderungen 

oder Erhöhung des Migrantenanteils) und 

schließlich die Nützlichkeit (Ergebnisse 

der Personalauswahlentscheidungen). 

Alle vier Leitfragen konnten positiv beant-

wortet werden. Nach 24 Monaten Praxis-

phase mit dem standardisierten Onlinebe-

werbungsverfahren war deutlich, dass  

 es organisatorische Umstellungen er-

fordert, die Aufwand bedeuten, wie bei 

jeder Einführung eines neuen Verfah-

rens,  

 Aufgaben, die im Personalrekrutie-

rungsverfahren zumeist vor Bewer-

bungsgesprächen anfallen, vorgezo-

gen werden müssen, um detailliert 

Qualifikationen bei der Ausschreibung 

beschreiben zu können,  

 das Verfahren insgesamt nicht auf-

wändiger ist,  

 es qualitativ hochwertigere Ergebnisse 

erzeugt, weil die Qualität der einge-

henden Bewerbungen aufgrund der 

vorgegebenen Informationen bei Stel-

lenausschreibungen ansteigt und  

 es schließlich ein diskriminierungsfrei-

es Auswahlverfahren in der ersten Stu-

fe – nämlich bis zur Aufhebung der 

Anonymität z. B. für ein Vorstellungs-

gespräch – darstellt. 

Am ehesten profitieren von diesem Ver-

fahren Frauen und Menschen mit Migrati-

onsgeschichte, weil es verhindert, dass sie 

bereits an der ersten Stufe „aussortiert“ 

werden. Behinderte Menschen haben zu-

mindest im öffentlichen Dienst einen 

Rechtsanspruch darauf, zu Vorstellungs-
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gesprächen eingeladen zu werden, wenn 

ihre Qualifikation für die ausgeschriebene 

Stelle nicht offensichtlich ungeeignet ist. 

Daher konnten in diesem Pilotprojekt 

Menschen mit Behinderung diese Tatsa-

che freiwillig bekannt machen. Das Alter 

hingegen ist nur begrenzt anonymisierbar, 

weil sich aus den beruflichen Erfahrungen, 

die in Anzahl von Monaten angegeben 

werden, jedenfalls schätzungsweise ein 

(Mindest-)Alter ableiten lässt. Die Religi-

onszugehörigkeit lässt sich hingegen gut 

anonymisieren und auch die sexuelle 

Identität, die dann aus dem Familienstand 

ableitbar ist, wenn jemand in gleichge-

schlechtlicher Verpartnerung lebt, kann 

damit verborgen werden. Sie ist allerdings 

mit wenigen Ausnahmen ein ohnehin nicht 

sichtbares persönliches Merkmal und steht 

daher weniger im Fokus als Geschlecht 

oder ethnische Herkunft bzw. Migrations-

hintergrund, die sich in Name, Hautfarbe 

(Foto) und ggf. auch Geburtsort ablesen 

lassen. 

Im Rahmen von Vorträgen und Gesprä-

chen sowie auch telefonisch oder per E-

Mail informierte die LADS über das Pilot-

projekt und seine (Zwischen-) Ergebnisse. 

Die Dokumentation des Pilotprojekts ist 

veröffentlicht unter: 

http://mifkjf.rlp.de/de/themen/vielfalt/antidis

kriminierungsstelle/chancengleich-

bewerben/pilotprojekt-anonymisiertes-

bewerbungsverfahren/  

 

Schwerpunkt 3 

Förderung des „Netzwerks 
diskriminierungsfreies 
Rheinland-Pfalz“  

Bereits bei der Erarbeitung und Umset-

zung des Landesintegrationskonzepts 

Rheinland-Pfalz in der vorigen Legislatur-

periode war die Notwendigkeit gesehen 

worden, die Verbände und Vereine der 

Minderheiten in Rheinland-Pfalz stärker zu 

vernetzen. Im Handlungsfeld Interkulturel-

le Kompetenz und Interkulturelle Öffnung 

begann daher ein Prozess der Netzwerk-

bildung, der schon seinerzeit auch für die 

Interessenvertretungen geöffnet wurde, 

die nicht unmittelbar im Migrations- und 

Integrationsbereich ihren Schwerpunkt 

hatten. Dieser Prozess wurde in der lau-

fenden Legislaturperiode fortgesetzt und 

unter der Federführung der LADS geför-

dert. In insgesamt fünf Workshops erarbei-

teten die Verbände ein gemeinsames 

Leitbild zur Antidiskriminierung und positi-

ven Gestaltung von Vielfalt. Im Juni 2012 

gründete sich auf dieser Grundlage und 

durch Unterzeichnung eines Leitbilds das 

„Netzwerk diskriminierungsfreies Rhein-

land-Pfalz“. Als (nicht stimmberechtigte) 

Kooperationspartner unterzeichneten auch 

das Ministerium für Integration, Familie, 

Kinder, Jugend und Frauen, der Beauf-

tragte der Landesregierung für Migration 

und Integration, der Landesbeauftragte für 

die Belange von Menschen mit Behinde-

rungen, das Institut für sozialpädagogi-

http://mifkjf.rlp.de/de/themen/vielfalt/antidiskriminierungsstelle/chancengleich-bewerben/pilotprojekt-anonymisiertes-bewerbungsverfahren/
http://mifkjf.rlp.de/de/themen/vielfalt/antidiskriminierungsstelle/chancengleich-bewerben/pilotprojekt-anonymisiertes-bewerbungsverfahren/
http://mifkjf.rlp.de/de/themen/vielfalt/antidiskriminierungsstelle/chancengleich-bewerben/pilotprojekt-anonymisiertes-bewerbungsverfahren/
http://mifkjf.rlp.de/de/themen/vielfalt/antidiskriminierungsstelle/chancengleich-bewerben/pilotprojekt-anonymisiertes-bewerbungsverfahren/
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sche Forschung Mainz sowie das IQ-

Netzwerk Rheinland-Pfalz. Die Netzwerk-

mitglieder präsentierten sich je mit einem 

Profil ihrer Organisation. Diese Informatio-

nen veröffentlichte die LADS über ihre 

Webseite. 

Seither arbeitet das Netzwerk merkmals-

übergreifend zusammen, indem es einmal 

pro Quartal zusammenkommt, über aktu-

elle Anliegen berät und sich mit Fragen 

beschäftigt, die aus dem Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetz heraus entste-

hen. Es veranstaltet Themenworkshops, 

erarbeitet Materialien zur Öffentlichkeits-

arbeit und führt – zum Teil bundesfinan-

zierte – Netzwerkprojekte zur Verbesse-

rung der Beratungsangebote bei Diskrimi-

nierung durch. Insbesondere die Notwen-

digkeit einer Rechtsberatung bei Benach-

teiligung und Diskriminierung treibt das 

Netzwerk an, Kontakte mit Institutionen 

und Personen aufzunehmen und zu pfle-

gen, um die Entwicklung eines zumindest 

kostengünstigen Angebots zu sichern. Im 

Herbst 2015 führte das Netzwerk eine ers-

te Fachtagung durch. Ziel war es, einer-

seits von Diskriminierung Betroffene zu 

aktivieren, weitere Selbsthilfegruppen für 

die Mitarbeit im Netzwerk zu gewinnen, 

vor allem aber vorhandene Anlauf- und 

Beratungsstellen im Land für die Thematik 

der Diskriminierung zu sensibilisieren und 

mögliche Handlungsoptionen aufzuzeigen. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit war 

über mehrere Jahre hinweg die Kooperati-

on mit der Fachhochschule für die öffentli-

che Verwaltung, Fachbereich Polizei 

(Landespolizeischule), seit Herbst 2015 

Hochschule der Polizei. Im Rahmen dieser 

Kooperation hat die Leitung dieser Hoch-

schule das Curriculum in der Polizeiaus-

bildung um die Themen Antidiskriminie-

rung und Vielfalt ergänzt und im Zuge der 

Neuimplementierung eines Diversity-

Bereichs sowohl organisations- als auch 

lehr- und fortbildungsbezogen einen Bera-

tungsprozess initiiert, der das Ziel hat, 

dass alle Studierenden der Hochschule im 

Rahmen ihrer Ausbildung die Bedeutung 

von Antidiskriminierung und Vielfalt für die 

Arbeit der Polizei kennen und verstehen. 

An diesem Prozess war die LADS intensiv 

beteiligt. 

Im Zeitraum seit seiner Gründung hat das 

Netzwerk sich aus verschiedenen aktuel-

len Anlässen mit Pressemeldungen an die 

Öffentlichkeit gewandt oder Briefe an im 

öffentlichen Raum tätige Personen gerich-

tet. Themen waren diskriminierende Medi-

enberichterstattung und Anlässe, bei de-

nen durch die Solidarität aller im Netzwerk 

vertretenen Minderheiten nachdrücklich 

darauf aufmerksam gemacht werden 

konnte, dass Verstöße gegen die Men-

schenrechte vorlagen oder drohten. Bei-

spiele: rassistische Berichterstattung über 

Sinti und Roma oder eine homophobe 

Internetseite etc. 

Das rheinland-pfälzische Netzwerk ist 

bundesweit das einzige, dem es gelang, 

von Beginn an alle sechs nach dem AGG 

genannten Merkmalsgruppen zusammen-
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zuschließen. Zum aktuellen Zeitpunkt hat 

das Netzwerk 13 Mitglieder, die landesweit 

tätige Selbsthilfe- und Betroffenengruppen 

sind. 

Die LADS unterstützt das Netzwerk dis-

kriminierungsfreies Rheinland-Pfalz durch 

Projektzuschüsse, Beratung und Dienst-

leistungen, da es noch keine Rechtsform, 

keine Ressourcen wie Personal oder 

Haushaltsmittel und noch keinen eigenen 

Internetauftritt besitzt. Für eine erfolgrei-

che Antidiskriminierungs- und Vielfaltspoli-

tik ist es aus Perspektive der LADS not-

wendig, dass sich das Netzwerk institutio-

nalisiert, denn die Beiträge, die das Netz-

werk als Organisation der zivilgesellschaft-

lichen Selbstorganisationen und Interes-

senvertretungen leisten kann und will, sind 

unverzichtbar. Sie können aber nicht dau-

erhaft ehrenamtlich erwartet und erbracht 

werden. Bis zur Institutionalisierung des 

Netzwerks diskriminierungsfreies Rhein-

land-Pfalz sind die Informationen weiterhin 

auf der Webseite der LADS abrufbar un-

ter: 

http://mifkjf.rlp.de/de/themen/vielfalt/ 

antidiskriminierungsstelle/gremien/ 

netzwerk/ 

 
Schwerpunkt 4 

Öffentlichkeits-, Informa-
tions- und Aufklärungsar-
beit  

Noch immer wissen Menschen, die von 

Benachteiligung betroffen sind, zu wenig 

von ihren Rechten und vor allem den Mög-

lichkeiten der Gegenwehr. Ziel der LADS 

ist es, durch Öffentlichkeitsarbeit, Informa-

tion und Aufklärung dazu beizutragen, 

dass sich das verbessert. 

Daher stand am Beginn der Arbeit die 

Entwicklung einer Informationsbroschüre 

über die LADS und ihre Aufgaben und 

Erreichbarkeiten. Diese Broschüre wurde 

in vier Sprachen (Englisch, Französisch, 

Türkisch und Russisch) und in Leichte 

Sprache übersetzt 

(http://mifkjf.rlp.de/de/service/ 

publikationen/ ). 

Zeitgleich erfolgte der Aufbau eines Inter-

netauftritts, der als Unterseite des MIFKJF 

gestaltet ist. Mit dem Motto der LADS 

„Vielfältig. Anders. Gleich!“ wurde ein grif-

figes Motto geschaffen, das die Botschaft 

der LADS zusammenfasst. Mitte 2012 

wurden die Homepage und die Broschüre 

veröffentlicht. Die Homepage wird seither 

stetig und dauerhaft weiterentwickelt. Sie 

dient als Plattform, um alle für die Antidis-

kriminierungs- und Vielfaltspolitik der Lan-

desregierung zentralen Themen und In-

formationen aufbereitet ins Netz zu stellen. 

Information und Aufklärung umfasst dar-

über hinaus auch Gespräche vor Ort, Be-

suche in den Kommunen und bei Projekt-

trägern, Beiträge im Rahmen von Fach-

veranstaltungen, Gast-Mitarbeit in Gremi-

en der Politikberatung oder Kooperation 

mit thematischen Arbeitsgruppen inner-

halb der Landesverwaltung (siehe An-

http://mifkjf.rlp.de/de/themen/vielfalt/antidiskriminierungsstelle/gremien/netzwerk/
http://mifkjf.rlp.de/de/themen/vielfalt/antidiskriminierungsstelle/gremien/netzwerk/
http://mifkjf.rlp.de/de/themen/vielfalt/antidiskriminierungsstelle/gremien/netzwerk/
http://mifkjf.rlp.de/de/service/publikationen/
http://mifkjf.rlp.de/de/service/publikationen/
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hang). Die LADS initiiert und koordiniert 

dabei selbst eine Reihe von Arbeitsgrup-

pen, von denen die meisten ad hoc oder 

befristet gebildet und zum Zeitpunkt der 

Zielerreichung wieder aufgelöst werden.  

Antidiskriminierungspolitik und die positive 

Gestaltung von Vielfalt stehen im engen 

Zusammenhang mit Menschenrechts- und 

Demokratiearbeit. In ihr schlägt sich nie-

der, ob die Botschaften, die in der Allge-

meinen Erklärung der Menschenrechte, 

dem Grundgesetz, den Europäischen 

Richtlinien zur Gleichstellung und Gleich-

behandlung, die durch das Allgemeine 

Gleichbehandlungsgesetz in nationales 

Recht umgesetzt wurden, mehr sind als 

bloße Appelle. Darüber zu informieren und 

aufzuklären, ist als Beitrag zur Prävention 

zu verstehen. Wer Vielfalt engagiert und 

nachhaltig positiv gestaltet, hat eine gute 

Chance, gleichzeitig zur Vermeidung von 

Benachteiligungen beizutragen. Das ist 

allemal besser, als später teure Aus-

gleichsmaßnahmen oder Wiedergutma-

chung zu bezahlen. 

Vor diesem Hintergrund ist die Zusam-

menarbeit mit so vielfältigen Partnern wie 

möglich geboten. Die LADS hat daher fol-

genden Institutionen Kooperationsangebo-

te gemacht: 

 Selbsthilfe- und Betroffenengruppen  

 Kulturinitiativen, Vereine 

 Gremien, Beiräte 

 Kommunen 

 Landesbeauftragte und kommunale 

Beauftragte 

 Wohlfahrtsverbände, Beratungsstellen 

 Unternehmen und ihre Organisationen 

 Ressorts der Landesregierung 

 Nachgeordnete Behörden der Landes-

verwaltung 

 Bildungseinrichtungen (Kitas, Schulen, 

Universitäten, Fortbildungseinrichtun-

gen) 

 Multiplikatorinnen und Multiplikatoren 

der Beratungsarbeit 

Am stärksten nahmen Selbsthilfe- und 

Beratungsorganisationen die Angebote in 

Anspruch, gefolgt von Wohlfahrtsverbän-

den, Bildungseinrichtungen und Kommu-

nen. Vergleichsweise gering ist die Nut-

zung im Bereich der Unternehmen und 

ihrer Organisationen (Verbände und 

Kammern). 

Systematisiert betrachtet, ergibt sich, dass 

der Zugang der LADS in die Regelstruktu-

ren und Regelprozesse auf dem Wege der 

offenen Kooperation durch Informations- 

und Aufklärungsarbeit gut gelingt. Dabei 

ist unabhängig vom jeweiligen Partner 

zunächst immer auch Zurückhaltung ge-

genüber der Thematik Antidiskriminierung 

und Vielfalt abzubauen und Interesse an 

den hilfreichen und nützlichen Inhalten 

und Anforderungen aufzubauen. 

Antidiskriminierungspolitik und die positive 

Gestaltung von Vielfalt kann und soll auch 

zur Problemlösung im Kontext des demo-

grafischen Wandels beitragen. Sie bietet 
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Anknüpfungspunkte für diskriminierungs-

freie und nachhaltige positive Personalrek-

rutierung, Personal- (Fortbildungsangebo-

te) sowie Organisationsentwicklung (In-

strumente des Diversity Managements 

und Diversity Mainstreamings). Das auf-

zuzeigen und gelegentlich (wie am Bei-

spiel des Pilotprojekts „Chancengleich 

bewerben – anonymisiertes Bewerbungs-

verfahren in Rheinland-Pfalz“) auch nach-

zuweisen, ist und bleibt eine der Haupt-

aufgaben der LADS. 

Nachdem die LADS Rheinland-Pfalz, an-

knüpfend an eine gemeinsame Idee meh-

rerer Beteiligter, bereits 2012 ein Treffen 

der seinerzeit bestehenden Antidiskrimi-

nierungsstellen auf Länderebene vorge-

schlagen hatte, dieser Vorschlag aber aus 

organisatorischen Gründen nicht umsetz-

bar war, wurde er 2015 erneut aufgegriffen 

und unter Federführung der Landesanti-

diskriminierungsstelle Berlin erstmals um-

gesetzt. 12 von 16 Bundesländern nah-

men teil, und dies, obwohl nur in fünf Län-

dern Antidiskriminierungsstellen unter die-

sem Namen existieren. Im Rest der Län-

der werden die Aufgaben entweder verteilt 

auf mehrere Organisationseinheiten (in 

aller Regel Fachreferate) oder ohne den 

horizontalen und merkmalsübergreifenden 

Ansatz wahrgenommen. Die Teilnehmen-

den haben vereinbart, dass die Länder 

sich künftig einmal im Jahr treffen werden. 

Die Bundesantidiskriminierungsstelle un-

terstützt die Vernetzung der Länderanti-

diskriminierungsstellen bzw. Fachreferate 

und besitzt Gaststatus. 

Ein erstes Arbeitsergebnis besteht in einer 

Synopse der Zahlen, Daten und Fakten 

auf organisatorischer Ebene, ein zweites 

Ergebnis in der systematischen Informati-

onssammlung und strukturierten Aufberei-

tung über Aufgabenprofile und Arbeits-

schwerpunkte der Länderstellen. 2016 

fand das zweite Treffen statt, erneut in 

Berlin. Für jedes Treffen werden zudem 

inhaltliche Schwerpunktthemen vereinbart 

(2015: Antidiskriminierungsrecht, Arbeits-

markt, 2016: Aufnahme von geflüchteten 

Menschen -  Neue Herausforderungen für 

die Antidiskriminierungsarbeit). 

In den kommenden Jahren werden diese 

Treffen fortgesetzt und sollen abwech-

selnd in den Ländern stattfinden.  
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Bilanz 
Herausforderungen, Wir-

kungen, Erfolge 

Antidiskriminierungspolitik und die positive 

Gestaltung von Vielfalt ist in mehrfacher 

Hinsicht ein querschnittlich gelagertes und 

zu konzipierendes Aufgabenfeld.  

Zum einen umfasst es mit dem horizonta-

len und merkmalsübergreifenden Arbeits-

ansatz (mindestens) sechs Zielgruppen, 

die nicht durchgängig als Minderheiten in 

der Gesellschaft zu betrachten sind. Denn 

mindestens drei der durch das Allgemeine 

Gleichbehandlungsgesetz geschützten 

persönlichen Eigenschaften besitzt jeder 

Mensch: ein Geschlecht, das Alter, die 

sexuelle Identität. Das AGG schützt – in  

seinen Geltungsbereichen – nicht nur 

Frauen, sondern auch Männer und Trans-

sexuelle sowie intersexuelle Personen vor 

Benachteiligung. Es schützt nicht nur jun-

ge oder nur ältere Menschen, sondern alle 

Menschen vor Benachteiligungen auf-

grund des Alters. Es schützt nicht nur les-

bische, schwule oder bisexuelle Men-

schen, sondern auch heterosexuelle Men-

schen, ohne Unterschied und immer dann, 

wenn es um Ungleichbehandlung ohne 

sachlich rechtfertigenden Grund geht. Und 

auch aufgrund der ethnischen Herkunft, 

der Religion oder Weltanschauung darf 

eine Ungleichbehandlung ohne sachlichen 

Grund nicht erfolgen, unabhängig davon, 

um welche ethnische Herkunft, welche  

 

 

Religion oder Weltanschauung es sich 

konkret handelt. 

Daraus folgt, dass Diskriminierung oder 

Benachteiligung im Grunde alle angeht, 

denn sie kann jeden treffen. Damit liegt 

Antidiskriminierungspolitik quer zu allen 

gängigen Zielgruppen im Land.  

Sie liegt aber auch quer zu den klassi-

schen Säulen der Regierungspolitik, denn 

sie muss Wirkung entfalten in den Berei-

chen Innere Sicherheitspolitik (Schutz von 

Minderheiten und vulnerablen Personen-

gruppen), der Infrastrukturpolitik (gleiche 

Lebens- und Rahmenbedingungen, auch 

und gerade für vulnerable Personengrup-

pen, seien es Kinder oder Ältere, Behin-

derte, Menschen außerhalb urbaner Zen-

tren oder auf eine gute medizinische und 

pflegerische Versorgung angewiesene 

Menschen), wodurch auch Sozial- und 

Gesundheitspolitik in den Blick kommen. 

Sie hat Einfluss auf den Zugang zu Res-

sourcen der Bildung und Ausbildung, zum 

Arbeitsmarkt und allen Dienstleistungen 

der öffentlichen und privaten Daseinsvor-

sorge (Beratung, Transferleistungen, Ver-

sicherungen, etc.), sie ist relevant für Un-

ternehmen und die Wirtschaft (Fachkräfte-

sicherung und demografischer Wandel), 

sie hat Bedeutung für das Rechtssystem, 

insofern sie dazu beitragen kann, dass 

rechtliche Regelungen keine unbeabsich-

tigten Benachteiligungen auf struktureller 
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oder institutioneller Ebene erzeugen. 

Schließlich ist sie auch für die Themenfel-

der Umwelt, Energie und Verbraucher-

schutz bedeutsam, denn auch diese Poli-

tikfelder betreffen alle Menschen im Land 

und nicht zuletzt die vulnerablen Perso-

nengruppen. 

Auch von den Handlungsebenen her ge-

dacht, liegt Antidiskriminierungspolitik 

querschnittlich, denn sie erzeugt Anforde-

rungen und entfaltet Wirkung nicht nur auf 

der Ebene der Landesregierung und -

verwaltung, sondern auch auf der kommu-

nalen Handlungsebene und bei allen Ak-

teurinnen und Akteuren, wie etwa Wohl-

fahrtsverbände, Gewerkschaften, Kam-

mern, Verbände und auch die Religions-

gemeinschaften usw. 

Aus dieser Erwägung heraus entsteht die 

Notwendigkeit, Antidiskriminierungsarbeit 

und die positive Gestaltung von Vielfalt 

stets vernetzt zu denken und vor allem auf 

Kooperationen und Partnerschaften zu 

setzen. Das erfordert das Management 

komplexer Informations-, Kooperations- 

und Aushandlungsprozesse, bei denen die 

jeweils spezifischen Interessen der han-

delnden Institutionen ebenso unterschied-

lich wie auch bedeutsam sind wie jene der 

von diesem Handeln betroffenen Perso-

nen und Gruppen. 

Die LADS hat von Beginn an das vernetz-

te Arbeiten in der Antidiskriminierungspoli-

tik und bei der positiven Gestaltung von 

Vielfalt als Grundprinzip genutzt und um-

gesetzt. Das schließt Einzelmaßnahmen 

oder Einzelkooperationen nicht aus. Oft 

sind sie sogar die notwendigen Vorläufer 

für breiter angelegte institutionenübergrei-

fende Vorhaben und Projekte. Das setzt 

allerdings eine klare Arbeitsteilung voraus, 

die immer wieder zu überprüfen und falls 

nötig auch anzupassen ist. In diesem Ver-

ständnis sind die Akteurinnen und Akteure 

der Einzelbereiche und Einzelebenen als 

die Spezialistinnen und Spezialisten zu 

verstehen, denen die Generalistin Lan-

desantidiskriminierungsstelle die notwen-

digen Unterstützungsleistungen erbringt. 

Was für die einen ein berechtigtes spezifi-

sches Bild durch ihre jeweilige Perspektive 

aus dem Einzelbereich heraus ist, bedeu-

tet für die LADS in ihrem generalistischen 

Ansatz einen unverzichtbaren Beitrag für 

das übergreifende Ganze. Auch hier sind 

die Ziele nicht deckungsgleich, sondern 

müssen im Sinne der Zielgruppen ausge-

handelt und in Kompromisse eingebettet 

werden, damit aus der Konkurrenz zwi-

schen den Gruppen – um Aufmerksam-

keit, Ressourcen und Einfluss – eine Ko-

operation im Sinne der Menschenrechte 

werden kann. Der Versuch, spezifische 

Interessen durchzusetzen, ist dabei nicht 

per se verwerflich, sondern er ist es nur 

dann, wenn er wissentlich und willentlich 

auf Kosten anderer oder schwächerer 

Gruppen unternommen wird. 

Vor diesem Hintergrund sind die folgenden 

(Zwischen-)Ergebnisse als Erfolge zu ver-

buchen: 
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 Die Vernetzung der Politikfelder der 

Landesregierung in der Strategie Viel-

falt 

 Die Vernetzung der Ressorts der Lan-

desregierung in der IMA Vielfalt 

 Die Vernetzung der staatlichen Anlauf-

stellen bei Beschwerden und Eingaben 

über Diskriminierung am Runden Tisch 

Antidiskriminierung und Vielfalt 

 Die Vernetzung der Antidiskriminie-

rungsverbände im Netzwerk diskrimi-

nierungsfreies Rheinland-Pfalz 

 Die Vernetzung der Länderantidiskri-

minierungsstellen und dieser mit der 

Bundesantidiskriminierungsstelle im 

jährlichen Ländertreffen 

Es treten hinzu: 

 Die vernetzte Zusammenarbeit inner-

halb des MIFKJF als Motor der Viel-

faltspolitik (AG Vielfalt, Grundver-

ständnis Vielfalt, Videospots, Checklis-

te Vielfalt, Selbstcheck Führungskräfte, 

Mitarbeiterforen, Personalentwick-

lungsinstrumente wie Mitarbeiterge-

spräche, Beurteilungskriterien, Leis-

tungsanforderungsprofile für Füh-

rungskräfte und Mitarbeitende etc.) 

 Die Kooperation mit einzelnen Fachre-

feraten in den Ressorts zur Entwick-

lung von Modellen und Pilotprojekten 

(Beispiele „Chancengleich bewerben“ 

und „Fortbildung Vielfalt“ sowie Wei-

terentwicklung des Landespersonal-

entwicklungskonzepts) 

 Die Zusammenarbeit mit einzelnen 

Institutionen im Land (Landespolizei-

schule/Hochschule der Polizei RLP, 

Landeskriminalamt, sozialpädagogi-

sches Fortbildungszentrum, Rheinhes-

sischer Turnerbund etc.) 

 Die Zusammenarbeit mit einzelnen 

Gruppierungen (Landeskonferenz der 

Hochschulfrauen, Konferenz der kom-

munalen Gleichstellungsbeauftragten, 

Konferenz der Frauenhäuser und Not-

rufe, Dachverband der kommunalen 

Integrations- und Migrationsbeiräte 

etc.) 

Die Notwendigkeit zur Kooperation macht 

die Bereitschaft dazu erforderlich. Wenn 

es nicht gelingt, Vertrauen zu wecken, 

Verbindlichkeit im Handeln herzustellen 

und Konsequenz in der Umsetzung der 

einmal ausgehandelten und getroffenen 

Entscheidungen zu zeigen, gerät Antidis-

kriminierungspolitik zur Fassade, die allen-

falls folkloristische Funktion erfüllt. Men-

schenrechte zu schützen, sie einzufordern 

und durchzusetzen, sie aber auch in Form 

einer freien Lebensgestaltung zu sichern, 

die die Freiheit der jeweils anderen res-

pektiert und sich selbstverständlich im 

Rahmen der Rechtsordnung bewegt, er-

fordert mehr als Appell und bedeutet mehr 

als Folklore. Antidiskriminierungspolitik 

und die positive Gestaltung von Vielfalt 

darf daher die Wertediskussion nicht 

scheuen, und sie muss vor allem an Ein-

stellungen und Haltungen arbeiten. Ist sie 

hier erfolgreich, hat sie Nutzen und auch 
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eine präventive Wirkung erzeugt. Das ist 

ein weiter Weg mit vielen Umleitungen und 

möglicherweise auch Hindernissen. Es ist 

auch ein Weg, der nicht zu Ende geht. 

Täglich entstehen neue Herausforderun-

gen. Denn Menschenrechte sind nie end-

gültig sicher. 

 

Perspektiven und weitere 

Herausforderungen 

Viele Menschen in Rheinland-Pfalz setzen 

sich in ihrem jeweiligen Gestaltungsraum 

für den Schutz von Minderheiten und die 

Wahrung der Menschenrechte ein. Ohne 

ihr überwiegend ehrenamtliches Engage-

ment hätten Antidiskriminierungspolitik 

und die positive Gestaltung von Vielfalt 

kaum eine Chance. Die Ziele, Einzelschrit-

te und damit auch die Zwischenergebnisse 

dürfen dauerhaft aber nicht von einzelnen 

Personen abhängig sein, so unverzichtbar 

diese auch sind. Es müssen verbindliche 

Strukturen und Regelungsprozesse hinzu-

treten, die es den engagierten Menschen 

ermöglichen, nachhaltig zu wirken. Per-

spektivisch bestehen diese Strukturen und 

Prozesse in Rheinland-Pfalz in den fol-

genden Punkten: 

 Schutz vor Diskriminierung in den Gel-

tungsbereichen, die auf Landesebene 

zu regeln sind, durch ein Landesanti-

diskriminierungsgesetz 

 Verbindliche Kooperationsbeziehun-

gen zwischen der Landesebene und 

den Kommunen, damit vor Ort verläss-

liche Strukturen geschaffen werden 

können 

 Institutionalisierung des Netzwerks 

diskriminierungsfreies Rheinland-Pfalz 

durch finanzielle Absicherung und Ein-

bettung in eine Rechtsform, wie etwa 

einen Antidiskriminierungsverband, der 

zivilgesellschaftlich organisiert ein Be-

ratungsangebot für von Benachteili-

gung Betroffene vorhalten kann 

 Informations- und Aufklärungsarbeit 

mit und für vulnerable Personengrup-

pen, Institutionen im Land und auf 

kommunaler Ebene zur Verbesserung 

des Informationsstands, zur Stärkung 

der Handlungsfähigkeit, zur Prävention 

von Diskriminierung und zur positiven 

Gestaltung von Vielfalt 

Die besten Erfolgsaussichten bestehen 

immer dort, wo auf die Nützlichkeit und die 

Machbarkeit gesetzt wird und beide auch 

nachgewiesen werden. Beispielhaft hat 

dies das Pilotprojekt „Chancengleich be-

werben“ gezeigt. Anlaufschwierigkeiten zu 

überwinden, neue Wege zu finden, sie 

aufzuzeigen und zu gehen, darauf kommt 

es an. Dafür vorhandene Strukturen zu 

nutzen, schafft hinreichende Möglichkei-

ten: Qualitätszirkel können Diversity 

Mainstreaming und Diversity Management 

aufgreifen, Institutionen vor Ort können 

nach Partnerschaften und Expertise Aus-

schau halten, regelmäßige Fachkonferen-

zen können für die Themen Antidiskrimi-

nierung und Vielfalt geöffnet werden, da-
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mit inhaltliche Verknüpfungen möglich 

werden. Nicht der Auf- und Ausbau einer 

komplett neuen Säule von politischem 

oder Verwaltungshandeln ist erforderlich, 

sondern die intelligente Nutzung der im 

Querschnittscharakter des Themas selbst 

steckenden Energien. Dass dies mit ver-

gleichsweise geringen Ressourcen mög-

lich ist, zeigt das folgende Kapitel. 

 

Zahlen, Daten und Fakten 

Vorträge vor Ort 

Im Zeitraum von vier Jahren – 2012 bis 

2015 – konnte die LADS bei insgesamt 33 

Anlässen im Rahmen von Vorträgen über 

die Antidiskriminierungspolitik der Landes-

regierung informieren und die interessierte 

Fachöffentlichkeit über aktuelle Fragen 

und Herausforderungen in Kenntnis set-

zen. 

Die Gesamtübersicht ist tabellarisch im 

Anhang auf Seite 31 dargestellt.  

Differenziert nach gesellschaftlichen und 

politischen Handlungsfeldern sowie den 

daraus abzuleitenden Herausforderungen 

und Aufgaben zeigt sich folgendes Spekt-

rum: 

 Beratung (Antidiskriminierung, Migrati-

on) 

 Partizipation und Interessenvertretung 

 Diversity Mainstreaming und Manage-

ment  

 Organisations- und Personalentwick-

lung 

 Gleichstellung LSBTTI 

 Vielfalt in Erziehung, Bildung und 

Hochschulen 

 Soziale Gerechtigkeit und Menschen-

rechte 

 Bekämpfung von Diskriminierung im 

internationalen Vergleich 

 Methoden des Diversity Managements 

 Bildung: Schule, Hochschule 

 Arbeitsmarkt 

Aufgeschlüsselt nach Kooperationspart-

nern ergibt sich ein weites Spektrum: 

 Bund: Bundes-ADS, Ministerien (Bun-

desministerium für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend, BMFSFJ, Bund-

ministerium der Justiz, BMJ) 

 Landtag RLP (Fraktion BÜNDNIS 

90/Die Grünen, Abgeordnete, Bürger-

beauftragter, Landtagsausschuss für 

Integration, Familie, Kinder und Ju-

gend, AIFKJ) 

 Ministerien in RLP und anderen Län-

dern 

 Justizbehörden der Länder (RLP, Hes-

sen, Baden-Württemberg) 

 Landesantidiskriminierungsstellen 

(Brandenburg, Hamburg, Schleswig-

Holstein, Baden-Württemberg, Hes-

sen) 

 Beauftragte (Land und Kommunen: 

Integration, Behinderung, Gleichstel-

lung und LSBTTI) 
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 Polizei: Ausbildung an der Hochschu-

le/FH, Polizeipräsidium Mainz, Lan-

deskriminalamt RLP 

 Parteien 

 Kommunen (Mainz, Worms, Bad 

Kreuznach) 

 Kitas, Bildungs- und Fortbildungsein-

richtungen 

 Universitäten, Hochschulen, Landes-

konferenz der Hochschulfrauen (La-

KoF) 

 Selbsthilfegruppen, Betroffenenver-

bände und Interessenvertretungen 

 Netzwerke  

 Projektträger: Wohlfahrtsverbände, 

Vereine, Initiativen, Bündnisse 

 Kammern, Landesverband der Unter-

nehmer  

 

Stellungnahmen und  

Beiträge 

Im selben Zeitraum erhielt die LADS ins-

gesamt 57 mal den Auftrag (Übersicht 

siehe Anhang Seite 33), aus dem horizon-

talen Antidiskriminierungs- und Vielfalts-

ansatz heraus Stellung zu nehmen oder 

eigene Beiträge zu formulieren. Das war 

insbesondere im Rahmen von Bericht-

erstattungen der Landesregierung gegen-

über Parlament und Öffentlichkeit der Fall, 

wie etwa dem Zuwanderungsbericht, dem 

Opferschutzbericht, dem Bericht zum 

Stand des Aktionsplans Rheinland-Pfalz 

unterm Regenboden sowie dem Bericht 

über die Umsetzung des Landesgesetzes 

zur Herstellung gleichwertiger Lebensbe-

dingungen für Menschen mit Behinderun-

gen etc. In Eigeninitiative meldete sich die 

LADS zu sehr unterschiedlichen Themen, 

wie beispielsweise Knabenbeschneidung 

oder „racial profiling“, zu Wort. 

Die folgende Übersicht enthält alle Beiträ-

ge, gruppiert nach den durch das Allge-

meine Gleichbehandlungsgesetz ge-

schützten Eigenschaften: 

Die Übersicht macht deutlich, wie weit das 

Spektrum der Themen und Anforderungen 

an die Landesantidiskriminierungsstelle 

ist, und sie bestätigt zugleich die Richtig-

keit der Verankerung als querschnittlich 

arbeitende Organisationseinheit innerhalb 

der Landesverwaltung. Die Mehrheit der 

Beiträge war gemäß dem Auftrag der 

LADS merkmalsübergreifend angelegt, 

aber auch Beiträge in den einzelnen 

Merkmalsbereichen waren erforderlich. 

 

Eingaben, Beschwerden, 

Anfragen 

Von Januar 2012 bis März 2016 wandten 

sich insgesamt 96 Personen bzw. Instituti-

onen per Telefon, via E-Mail, brieflich oder 

persönlich an die LADS, um Fragen zu 

stellen, Beschwerden oder Eingaben ein-

zureichen oder Informationen einzuholen. 

Differenziert nach den Benachteiligungs-

gründen gemäß AGG ergibt sich die fol-

gende Übersicht: 
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Im Jahr 2012 erreichten elf Eingaben die 

LADS, davon vier aufgrund des Ge-

schlechts, eine wegen des Alters, eine 

wegen einer Behinderung, vier aufgrund 

des ethnischen Hintergrunds und eine 

wegen der sexuellen Identität. Religion 

oder Weltanschauung trat nicht auf, eben-

so keine merkmalsübergreifende Thematik 

oder eine außerhalb der benachteili-

gungsgründe nach dem AGG. 

Im Jahr 2013 betrug die Gesamtzahl der 

Eingaben 23, davon zehn  aufgrund des 

ethnischen Hintergrunds, vier wegen einer 

Behinderung, je zwei aufgrund des Ge-

schlechts und der Religion oder Weltan-

schauung sowie eine aufgrund der sexuel-

len Identität. Merkmalsübergreifend waren 

zwei Anfragen gelagert und eine lag au-

ßerhalb des AGG-Spektrums.  

Im Jahr 2014 gingen 34 Anfragen oder 

Beschwerden bei der LADS ein. Davon 

erfolgten 14 aufgrund des ethnischen Hin-

tergrunds, vier aufgrund einer Behinde-

rung, je drei wegen des Geschlechts, des 

Alters sowie der Religion oder Weltan-

schauung und eine aufgrund der sexuellen 

Identität. Vier Anfragen lagen merkmals-

übergreifend und zwei außerhalb des 

AGG-Spektrums. 

2015 lagen der LADS 21 Eingaben vor. 

Davon sieben aufgrund des ethnischen 

Hintergrunds, je vier wegen des Ge-

schlechts und des Alters, je zwei aufgrund 

der Religion oder Weltanschauung und 

der sexuellen Identität. Je eine Beschwer-

de war merkmalsübergreifend gelagert 

oder lag außerhalb des AGG-Spektrums. 

Im Jahr 2016 wurden die Eingaben bis 

Mitte März (Ende der Legislaturperiode) 

erfasst. Bis zum Wahltermin erfolgten zwei 

Beschwerden aufgrund der sexuellen 

Identität, und je zwei wegen einer Behin-

derung und des ethnischen Hintergrunds 

und eine lag außerhalb des AGG-

Spektrums. 

Zusammen ergibt sich eine Anzahl von 96 

Eingaben, Beschwerden oder Anfragen, 

wovon 34 unter das AGG fielen. Das ist 

ein Anteil von rund 33 %, also einem Drit-

tel der Anlässe. 

Bei allen Eingaben und Beschwerden, bei 

denen es um Anliegen ging, die unter das 

Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 

(AGG) fallen, wurde unmittelbar auf das 

kostenlose rechtliche Beratungsangebot 

der Bundesantidiskriminierungsstelle ver-

wiesen und die Telefon-Hotline bekannt 

gemacht. Die Mehrheit der Anfragen oder 

Eingaben fiel jedoch nicht unter das AGG. 

In diesen Fällen wurde mit den Anfragen-

den erörtert, welche Vorstellungen bzw. 

Erwartungen sie an die LADS hatten, und 

es wurden die nächsten möglichen Schrit-

te besprochen. Zentrales Anliegen der 

LADS war und ist, bei denjenigen, die sich 

bei ihr mit Beschwerden über Diskriminie-

rung und Benachteiligung melden, so zeit-

nah wie möglich persönliche Handlungs-

fähigkeit zu erreichen. Das Ergebnis die-
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ser Prozesse wird der LADS allerdings nur 

selten bekannt. 

Über den Berichtszeitraum hinweg zeigt 

sich eine moderate Steigerung an Anfra-

gen und Eingaben. Das ist kein Indikator 

für eine tatsächlich steigende Zahl von 

Diskriminierungen oder Benachteiligun-

gen. Es lässt sich allenfalls daraus schlie-

ßen, dass langsam aber stetig mehr Men-

schen Kenntnis von der LADS erlangen 

und sich mit der Bitte um Information oder 

Unterstützung an sie wenden. Das wäre 

als ein Effekt zu verstehen, der Vorkomm-

nisse aus dem so genannten Dunkelfeld 

rückt. Gleichzeitig können diese Zahlen 

nicht als repräsentatives Bild für Diskrimi-

nierungsvorfälle in Rheinland-Pfalz ausge-

legt werden. Denn hierin sind nicht die 

Beschwerden oder Eingaben aufgrund von 

Diskriminierung enthalten, die bei Selbst-

hilfeorganisationen oder anderen staatli-

chen Stellen (wie dem Landesbehinder-

tenbeauftragten, dem Landesbeauftragten 

für Migration und Integration oder dem 

Bürgerbeauftragten beim Landtag) einge-

gangen sind. 

Auswertung nach Anliegen 

Nach den Inhalten ausgewertet, lassen 

sich die Beschwerden, die Benachteili-

gungen und Diskriminierungen, die unter 

das AGG fallen, wie folgt einordnen: Am 

häufigsten wurden Eingaben mit Bezug 

zum Bereich Arbeitsverhältnisse gemacht, 

gefolgt von Zugängen zu Massengeschäf-

ten (Bankkonten, Hotelbesuche, Super-

markt, Kultureinrichtungen, Unterhal-

tungsangebote), an dritter Stelle folgt die 

Inanspruchnahme von sozialen Gütern 

und Dienstleistungen inklusive Gesund-

heit, dann Wohnen. 

Diejenigen Eingaben, die keine Nutzung 

des AGG ermöglichten, lassen sich fol-

gendermaßen einordnen: 

Vergleichsweise häufig werden Beleidi-

gungen und Mobbing in der Schule und im 

Turnverein genannt, aber auch durch Be-

hörden und Polizei oder in der Kita. So 

wird beispielsweise das Verhalten von 

Mitarbeitenden in Behörden in Einbürge-

rungsverfahren oder bei der Ausstellung 

von Personalausweisen für Eingebürgerte 

kritisiert. Petent*innen beklagen sich über 

sexistische und rassistische Werbung und 

Presseberichterstattung sowie über rassis-

tische Bemerkungen in Jobcentern oder 

unter Nachbarn. Auch im Kulturbetrieb und 

bei Freizeitangeboten wurden rassistische 

oder sexistische Beleidigungen gemeldet. 

Die Verfahren zur Anpassungsqualifizie-

rung bei im Ausland erworbenen Ab-

schlüssen werden kritisiert, ebenso die 

Nichtanerkennung von Praktika. Einige 

Beschwerden bezogen sich auf Barriere-

freiheit, andere auf die Regelungen zum 

Elterngeld und wieder andere bezogen 

sich auf Sorgerechtsregelungen, die als 

diskriminierend empfunden wurden. 

Schließlich griffen einige Beschwerden 

auch die Rentenhöhe an. 
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Nach Zahlen eingeordnet, sind unter die-

sen nicht unter das AGG fallenden Einga-

ben rassistische und sexistische Beleidi-

gungen am häufigsten, gefolgt von Aus-

grenzungen gegenüber behinderten und 

transsexuellen Personen. 

An der Entwicklung dieser Anforderung an 

die LADS lässt sich dennoch ein Bedarf 

ablesen. Obwohl die LADS als Fachreferat 

ohne Beratungsfunktion gegründet worden 

war, erzeugte die öffentlichkeitswirksame 

Arbeit der LADS auch die Erwartungshal-

tung, dort als betroffene Person oder An-

gehöriger von Betroffenen (z. B. Eltern, 

Ehe- oder Lebenspartner usw.) unmittel-

bare Hilfe und parteiische Unterstützung 

zu erfahren.  

Als Konsequenz aus dieser Entwicklung 

hat die LADS gemeinsam mit dem Netz-

werk diskriminierungsfreies Rheinland-

Pfalz ein Konzept für eine landesweit täti-

ge unabhängige und zivilgesellschaftlich 

getragene Antidiskriminierungsberatungs-

stelle erarbeitet. Freilich konnte sie bislang 

nicht gegründet und verstetigt werden, 

weil es an den dazu erforderlichen Fi-

nanzmitteln fehlte. Die LADS wird daher 

auch weiterhin Informations- und Aufklä-

rungsarbeit für von Benachteiligung be-

troffene Menschen leisten, bis die Grün-

dung einer Beratungsstelle im oben ge-

nannten Sinne umsetzbar ist. 

Zugleich sind Anfragen und Eingaben für 

die LADS eine wertvolle Quelle der Infor-

mation, weil sie zeigen, „wo der Schuh 

drückt“. Zwar ist Beratung keine unmittel-

bare Aufgabe für eine Organisationsein-

heit eines Ministeriums, aber die LADS 

muss nahe an den Anliegen der betroffe-

nen Menschen arbeiten, und daher stellen 

die Anfragen und Eingaben eine wichtige 

Grundlage dar, auf der die Programmar-

beit, die Projektarbeit sowie die Öffentlich-

keits- und Informationsarbeit zur Antidis-

kriminierung und Vielfaltspolitik weiterent-

wickelt werden. 

 

Produkte der LADS 

1. Flyer „Anders. Vielfältig. Gleich!“ 

2. Homepage 

3. Dokumentation des Pilotprojekts 

„Chancengleich bewerben“ 

4. Grundverständnis Vielfalt des MIFKJF 

5. Strategie Vielfalt 

6. Checkliste Vielfalt 

7. Willkommensheft Praktika und Hospi-

tanzen 

8. Videospot Vielfalt (vis-à-vis) (Projekt-

kooperation) 

 

Gäste in der LADS 

Von Beginn an war die LADS auch eine 

interessante Organisationseinheit für Stu-

dierende unterschiedlicher Fächer. So 

wurden insgesamt acht Personen während 

eines mehrwöchigen Praktikums oder ei-

ner einwöchigen Hospitanz in der LADS 

betreut und in die Arbeit eingeführt. Sie 

erhielten ein „Willkommensheft“, in dem 
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neben dem „Grundverständnis Vielfalt“ 

des MIFKJF auch Grußworte der Hauslei-

tung, ein Profil der Abteilung sowie ein 

Ablaufplan und Ortsinformationen enthal-

ten waren. Dieses Heft ist eines der Pro-

dukte der LADS auf der Basis des Grund-

verständnisses Vielfalt. Viele der Prakti-

kantinnen und Praktikanten erarbeiteten 

im Rahmen ihres Praktikums unter Anlei-

tung durch die LADS Beiträge zur Pro-

grammumsetzung oder fertigten Recher-

chen und Analysen zu aktuellen Themen 

an. 
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Ausblick 
Nach etwas mehr als vier Jahren der Ar-

beit der Landesantidiskriminierungsstelle 

Rheinland-Pfalz kommt es auf die Konso-

lidierung und den Ausbau der bisher er-

reichten Ergebnisse und Erfolge an. Dazu 

zählen: 

1. Die Umsetzung der Strategie Vielfalt 

der rheinland-pfälzischen Landesregie-

rung in allen ihren Bestandteilen 

2. Die Sicherung eines landesweiten Be-

ratungsangebots für Betroffene und 

Angehörige in Fällen der Benachteili-

gung und Diskriminierung 

3. Die Informations-, Aufklärungs- und 

Öffentlichkeitsarbeit 

4. Die Einbeziehung der kommunalen 

Handlungsebene 

5. Die länderübergreifende Kooperation 

6. Die Kooperation mit dem Bund 

7. Die Institutionalisierung des Netzwerks 

diskriminierungsfreies Rheinland-Pfalz 

 

Politische Kernbotschaften  

 Rheinland-Pfalz ist ein durch und 

durch buntes und vielfältiges Bundes-

land, das starke Impulse für eine kon-

sequente Antidiskriminierungs- und 

Vielfaltspolitik setzt. 

 Rheinland-Pfalz ist das bislang einzige 

Bundesland mit einer Gesamtstrategie 

Vielfalt aus einem Guss, in der  

 

 

 

 

zusätzlich alle Einzelstrategien ver-

knüpft und koordiniert werden. 

 Rheinland-Pfalz ist das bislang einzige 

Bundesland, das in seiner Absichtser-

klärung anlässlich des Beitritts zur Of-

fensive für eine diskriminierungsfreie 

Gesellschaft sowohl Antidiskriminie-

rung als auch Vielfalt nennt – als zwei 

Seiten einer Medaille. 

 Rheinland-Pfalz ist das einzige Bun-

desland, in dem der Netzwerkbil-

dungsprozess von Beginn an mit lan-

desweit tätigen Vertretungen aus allen 

sechs Merkmalsbereichen nach AGG 

gelungen ist. 

 Rheinland-Pfalz ist das einzige Bun-

desland, das ein insgesamt dreijähri-

ges Pilotprojekt zum anonymisierten 

Bewerbungsverfahren (Praxisphase 

zwei Jahre) durchgeführt und doku-

mentiert hat. 

 Rheinland-Pfalz nimmt die Menschen-

rechte ernst und konzipiert praktikable 

und an den Menschen orientierte 

Maßnahmen.  

 Rheinland-Pfalz knüpft dazu an bereits 

vorhandenen Kompetenzen, Angebo-

ten und Erfahrungen an. Diversity 

Mainstreaming wird dadurch zu einem 

partnerschaftlichen Qualitätsprozess 

für die Menschen in Rheinland-Pfalz. 
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Zusammenfassung 

1. Ziele: 

 Verankerung des horizontalen und 

merkmalsübergreifenden Ansatzes 

der Bekämpfung von Diskriminie-

rung und der positiven Gestaltung 

von Vielfalt als Beitrag zur Men-

schenrechtspolitik und Demokra-

tiearbeit auf Landesebene 

 Schutz und Unterstützung von 

durch Diskriminierung Betroffenen 

 Aktivierung der zivilgesellschaftli-

chen Selbsthilfe durch Förderung 

der Vernetzung 

 Bündelung und Koordinierung der 

damit verbundenen Aufgaben 

 Kooperation mit Partnerinnen und 

Partnern innerhalb und außerhalb 

der Landesregierung 

 Fokus: Regelprozesse und Regel-

strukturen – keine parallelen Pro-

zesse und Sonderstrukturen 

 

2. Maßnahmen: (Beispiele) 

 Einrichtung der Landesantidiskri-

minierungsstelle (LADS) im MI-

FKJF, Januar 2012 

 Auf- und Ausbau der Informations- 

und Aufklärungsarbeit der LADS ab 

Januar 2012 

 Unterzeichnung der Absichtserklä-

rung im Rahmen der Offensive für 

eine diskriminierungsfreie Gesell-

schaft, Mai 2015 (Staatkanzlei und 

MIFKJF) 

 Unterstützung des zivilgesellschaft-

lichen Netzwerkbildungsprozesses  

 Einberufung der Interministeriellen 

Arbeitsgruppe Vielfalt der Landes-

regierung, Oktober 2012 mit dem 

Auftrag der Entwicklung einer Ge-

samtstrategie Vielfalt 

 Koordinierung der Einzelstrategien 

des horizontalen Ansatzes durch 

Kooperation in spezifischen Ar-

beitsgruppen, ab 2013 (Einzelstra-

tegien sind: Frauenförderung und 

Gender Mainstreaming, Gleichstel-

lung der LSBTTI-Personen, 

Gleichstellung der Religionen, Kin-

derrechtestrategie, Jugendstrategie 

(alle MIFKJF), Inklusion, gut leben 

im Alter (beide MSAGD) 

 Koordinierung der Aktivitäten der 

staatlichen Anlaufstellen für Anfra-

gen, Eingaben und Beschwerden 

bei Benachteiligung und Diskrimi-

nierung 

 Länderübergreifende Kooperation 

und Kooperation mit der Bundes-

antidiskriminierungsstelle 

 Pilotprojekt „Chancengleich bewer-

ben – anonymisiertes Bewer-

bungsverfahren in Rheinland-Pfalz“ 

 

3. Ergebnisse: 

 Homepage und Flyer “Vielfältig. 

Anders. Gleich!“ der LADS, Juni 

2012 

 Gründung des NRO-„Netzwerks 

diskriminierungsfreies Rheinland-

Pfalz“ mit Vertretungen landesweit 



 

30 

tätiger Selbsthilfe- und Betroffe-

nengruppen aus allen sechs 

Merkmalsbereichen nach AGG, Juli 

2012 

 Bestandsaufnahmen der rechtli-

chen Regelungen, des institutionel-

len Ausbaus und der Programme 

und Maßnahmen in allen sechs 

Einzelbereichen sowie auf der 

Ebene des horizontalen Ansatzes, 

September 2013 

 Leitbild Antidiskriminierung und 

Vielfalt der Landesregierung, 2014 

 Mit-Gründung der Konferenz der 

Länderantidiskriminierungsstellen 

auf Basis eines Vorschlags von 

RLP, Februar 2015 

 „Strategie Vielfalt der Landesregie-

rung Rheinland-Pfalz“ durch Minis-

terratsbeschluss, April 2015, unter 

Einbeziehung der Bestandsauf-

nahmen, des Leitbilds, der Veran-

kerung der Interministeriellen Ar-

beitsgruppe Vielfalt als Steue-

rungsgremien sowie der Umset-

zung von Maßnahmen in und mit 

den Ressorts der Landesregierung, 

darunter Impulse für die Personal- 

und Organisationsentwicklung, das 

Landesfortbildungsprogramm usw. 

 Gründung „Runder Tisch Antidis-

kriminierung und Vielfalt der staat-

lichen Stellen in Rheinland-Pfalz“ , 

April 2015 

 Abschluss des Pilotprojekts „Chan-

cengleich bewerben – anonymisier-

tes Bewerbungsverfahren in Rhein-

land-Pfalz“ durch Veröffentlichung 

der Projektdokumentation und Ver-

stetigung des Verfahrens im MI-

FKJF (Oktober 2015) 

 33 Vorträge und Besuche der 

LADS vor Ort, in Kommunen und 

bei Partnerorganisationen (Stand 

Dezember 2015) 

 89 Anlässe bei der LADS zur In-

formation und Aufklärung für Men-

schen, die von Benachteiligung 

und Diskriminierung betroffen wa-

ren (Eingaben, Beschwerden, In-

formationsanfragen) (Stand De-

zember 2015) 

 46 Beiträge der LADS zu Berich-

ten, Stellungnahmen, parlamenta-

rischen Anfragen und im Rahmen 

von Ressort-Beteiligungsverfahren 

(Stand Dezember 2015) 

 Pressemeldungen, gemeinsame 

Presse- und Medienarbeit mit dem 

Netzwerk diskriminierungsfreies 

RLP sowie Kooperation mit der Ju-

gendkulturwerkstatt (JuKuWe) Pir-

masens zur Entwicklung der Vide-

ospots „peu-à-peu“ und vis-à-vis“ 

 

4. Perspektiven 

 Zivilgesellschaft: Auf- und Ausbau 

der Beratung von und für Men-

schen, die Diskriminierung und Be-

nachteiligung erfahren haben, 

durch 

 Konsolidierung, Absicherung, 

Verstetigung des Netzwerks 

diskriminierungsfreies Rhein-
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land-Pfalz als Organisation in 

Rechtsform  

 Landesweites zivilgesellschaft-

lich organisiertes und abgesi-

chertes Beratungsangebot bei 

Diskriminierung  und Benach-

teiligung  

 Landesregierung und Landesver-

waltung: Umsetzung der Strategie 

Vielfalt der Landesregierung Rhein-

land-Pfalz im  

 rechtlichen Bereich (Landes-

gesetz), 

 organisatorischen Bereich (Or-

ganisationsentwicklung, Pro-

zessentwicklung),  

 inhaltlichen Bereich (merk-

malsübergreifendes Diversity 

Mainstreaming und Diversity 

Management als Qualitätsent-

wicklungsprozess in der Politik 

und Verwaltung für die Men-

schen in RLP), 

 programmatischen und maß-

nahmenbezogenen Bereich 

(Einzelstrategien und Ge-

samtstrategie, Projekte, Ver-

träge)
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Anhang 
Übersicht Vorträge vor Ort 

Nr. Datum Veranstalter Thema 

1 23.03.2012 Bundesantidiskriminierungs-stelle, 
Berlin 

Vorstellung der Antidiskriminie-
rungsstelle RLP 

2 25.06.2012 AWO-Rheinland, Jahresklausurta-
gung Migrationssozialdienste 
Koblenz 

Antidiskriminierungsstelle RLP 

3 26.06.2012 InPact: Vernetzungstreffen der 
kommunalen Integrationsbeauftrag-
ten RLP 
Mainz 

Pilotprojekt „Anonymisiertes 
Bewerbungsverfahren“ 

4 20.08.2012 2. Workshop Aktionsplan Regen-
bogen 

Partizipation/Beteiligung zur 
Umsetzung des Aktionsplans 

5 14.09.2012 Stadt Mainz, Rathaus Hearing „Diversity“ 

6 25.09.2012 Stadt Worms (Arbeitskreis „Perso-
naler“, KMU) 

Pilotprojekt „Anonymisiertes 
Bewerbungsverfahren“ 

7 26.09.2012 Kreisfrauenausschuss Bad Kreuz-
nach 

Antidiskriminierungsstelle RLP 

8 05.11.2012 Netzwerk Selbstbestimmung und 
Gleichstellung behinderter Men-
schen, Regionalgruppe Mainz 

Antidiskriminierungsstelle RLP 

9 23.11.2012 Ministerium für Integration, Familie, 
Kinder, Jugend und Frauen (MI-
FKJF) 

Informationsveranstaltung zum 
Pilotprojekt „Anonymisiertes 
Bewerbungsverfahren“: Struk-
tur und Ablauf des Projekts, 
Werbung von Teilnehmenden 

10 28.-30.11. 2012 Landeskriminalamt RLP (LKA), 
Bereitschaftspolizei Mainz 

Antidiskriminierungsstelle RLP: 
Antidiskriminierung als Beitrag 
zur Bekämpfung von Hasskri-
minalität 

11 01.03.2013 Erster Runder Tisch LSBTTI
6
 der 

Stadt Mainz 

Kooperation mit dem LSBTTI-
Bereich der Stadt Mainz 

12 12.03.2013 Ministerium für Soziales, Arbeit, 
Gesundheit und Demografie 
(MSAGD): Landesteilhabebeirat 

Antidiskriminierungsstelle RLP 

13 18.03.2013 MIFKJF: Landesfrauenbeirat Antidiskriminierungsstelle RLP 

14 12.04.2013 Landesarbeitsgemeinschaft Selbst-
hilfe Behinderter 
Mainz 

Antidiskriminierungsstelle RLP 

15 18.04.2013 Landesseniorenvertretung 
Simmern 

Antidiskriminierungsstelle RLP 

16 06.09.2013 1. Runder Tisch LSBTTI RLP, 
Mainz 

Konkretisierung von  
Kooperationsmöglichkeiten 

17 16.09.2013 Expertengespräch der Bundes-ADS 
Berlin 

Antidiskriminierungsstellen in 
den Hochschulen 

18 16.09.2013 Antrittsbesuch bei der LADS des 
Landes Berlin 

Initiierung länderübergreifender 
Zusammenarbeit 

  

                                                           
6
 Siehe Fußnote 5 
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Nr. Datum Veranstalter Thema 

19 18.10.2013 Zentrum für selbstbestimmtes Le-
ben Mainz 

Antidiskriminierungsstelle RLP 

20 28.10.2013 2. Expertenrunde im Rahmen des 
Pilotprojekts „Anonymisiertes Be-
werbungsverfahren“ 

Evaluation der Erfahrungen mit 
dem anonymisierten Bewer-
bungsverfahren 

21 27.11.2013 Sozialpädagogisches Fortbildungs-
zentrum Mainz 
 

Fachtagung: Vielfalt von Fami-
lien in Kitas, im Rahmen einer 
Fortbildung für Kita-Leitungen 

22 17.01.2014 Gemeinsame Sitzung des Netz-
werks diskriminierungsfreies RLP 
mit dem LKA RLP 

Informationen über Aktivitäten 
und Anliegen des Netzwerks 
und des LKA im Hinblick auf 
Netzwerkzielgruppen 

23 26.03.2014 Hessisches Justizministerium (län-
derübergreifendes Treffen Hessen, 
Niedersachsen, Baden-
Württemberg, Strafvollzugs- und 
Justizbeamte)Wiesbaden 

Pilotprojekt „anonymisiertes 
Bewerbungsverfahren“ 

24 08.04.2014 Landeskonferenz der Hochschul-
frauen 
Worms  
 

Vorstellung LADS, Möglichkei-
ten der Zusammenarbeit 
Pilotprojekt „anonymisiertes 
Bewerbungsverfahren“ 

25 08.05.2014 Konferenz der Gleichstellungsbe-
auftragten 
Mainz 

„Anonymisiertes Bewerbungs-
verfahren – ein neues Instru-
ment zur Chancengleichheit in 
Auswahlverfahren“ 

26 19.09.2014 Arbeitsgemeinschaft der Beiträte 
für Migration und Integration 
(AGARP) 

Plädoyer für Empowerment in 
der Bekämpfung von Rassis-
mus 

27 06.11.2014 Hochschule für angewandte Wis-
senschaften Ludwigshafen (FH), 
Diversity Managerin 

Anonymisiertes Bewerbungs-
verfahren und qualitative An-
passung von Stellenausschrei-
bungen 

28 17.11.2014 Landeszentrale für politische Bil-
dung 

Vorstellung der Studie Anti-
ziganismus in der Medienbe-
richterstattung 

29 04.12.2014 Universität Mainz, Fachschaft Sozi-
ologie 

Antidiskriminierungspolitik als 
Berufsfeld für Studierende der 
Soziologie 

30 12.-13.02.2015 LADS Berlin, Ländertag der Anti-
diskriminierungsstellen  

Aufgaben, Ressourcen, Erwar-
tungen, Vernetzung 

31 06.03.2015 LAG QueerGrün RLP Vorstellung und Zwischenbilanz 
LADS 

32 21.03.2015 AGARP, Initiativausschuss 
Empowerment-Workshop I 

AGG und LADS 

33 16.06.2015 Bündnis für Demokratie und Zivil-
courage Speyer 

LADS, Arbeitsauftrag, Möglich-
keiten der Kooperation in der 
Antidiskriminierungsarbeit 
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Übersicht Stellungnahmen und Beiträge 

1. Merkmalsübergreifend 

Grundverständnis „Vielfalt“ des MIFKJF  

Bundesratsinitiative zur 5. Antidiskriminierungsrichtlinie der EU und Ministerratsvorlage dazu  

Konzeption für ein Landesgesetz zur Stärkung von Chancengleichheit und Vielfalt  

Zwischenberichte (3) zum Pilotprojekt „Anonymisiertes Bewerbungsverfahren“  

Initiative zur Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 2014: Arbeits- und Empfehlungspapier 
„Vielfalt in der Kinder- und Jugendhilfe“  

Stellungnahme und Vorschläge zum Bericht der Bundes-ADS und den darin enthaltenen Empfehlun-
gen  

Strategie Vielfalt, Vorlage Bestandsaufnahmen und Grundlagenpapier Vielfalt  

Instrument zur Folgenabschätzung von Diversity(Arbeitsblätter/Fragebogen) 

Staatssekretärs-Beschluss zur Strategie Vielfalt 

Neukonzept für AG Vielfalt (vormals AG IKÖ) Arbeitsprogramm, Tabelle Bestandsaufnahme, Auswer-
tung, Federführung mit AL 

Entwurf der Strategie Vielfalt der Landesregierung aus Bestandsaufnahmen, Grundlagenpapier und 
Maßnahmenplan 

Entwurf eines Fortbildungskonzepts für die Erweiterung der Polizeiausbildung an der FHöV-Polizei um 
die Themen Antidiskriminierung und Vielfalt 

Willkommensheft Praktikum 

Konzept Training Diversity-Folgenabschätzung 

Konzept Vielfalt des MIFKJF 

Beiträge zum 3. und 4 Opferschutzbericht RLP 

Checkliste Vielfalt (Diversity-Folgenabschätzung/Fragebogen) 

Strategie Vielfalt, Ministerratsvorlage und Beschluss 

Prüfkriterien für Diversity und Nichtdiskriminierung zum Antragsverfahren im Rahmen des Operationel-
len Programms des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE  

Selbstcheck Vielfalt der Führungskräfte des MIFKJF 

Beitrag zum Personalentwicklungskonzept der Landesregierung (ISIM): Einführung von Diversity-
Kompetenz 

Dokumentation des Pilotprojekts „Chancengleich bewerben – anonymisiertes Bewerbungsverfahren in 
Rheinland-Pfalz“ 

Stellungnahme zum Zwischenergebnis der Anwendung der Checkliste Vielfalt auf die Veranstaltung 
„Zugänge für alle Familien gestalten – Teilhabe fördern“, 2015  

Beitrag zum Sachstandsbericht Koordinierung der Maßnahmen gegen Rechtsextremismus  
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2. Geschlecht 

Stellungnahme der LADS zur Novelle des Landesgleichstellungsgesetzes (LGG) 

Stellungnahme zum Referentenentwurf der LGG-Novelle 

3. Ethnischer Hintergrund 

Stellungnahme zum Papier „Rassismus“ der AG Versachlichung des Landesbeirats für Migration und 
Integration 

Stellungnahme zum Papier „Armutswanderung“ der AG Versachlichung des Landesbeirats für Migrati-
on und Integration 

Beitrag zum Landesintegrationskonzept, Handlungsfeld Interkulturelle Öffnung 

Beiträge (2) zum Fortschrittsbericht der Umsetzung der EU-Roma-Strategie 

Beiträge zum Konzept Empowerment in der Antirassismusarbeit 

Stellungnahme Erhöhung der Brandschutzversicherungsprämien für Eigentümer von als Flüchtlingsun-
terkunft genutzten Liegenschaften 

Beitrag LADS zum Zuwanderungsbericht der Integrationsabteilung 

4. Religion 

Stellungnahme und Empfehlungen im Umgang mit dem „Kirchenprivileg“ nach AGG 

5. Alter 

Stellungnahme zum Bericht des Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografiean Mi-
nisterrat und Parlament zum Landesgesetz über Wohnformen und Teilhabe (LWTG) 

Beitrag zur rechtlichen und inhaltlichen Weiterentwicklung des LWTG  

Stellungnahme zum 2. Kinder- und Jugendbericht der Landesregierung 

6. Sexuelle Identität 

Stellungnahme zum Exposé Handlungsempfehlungen zur Umsetzung des Landesaktionsplans „RLP 
unterm Regenbogen“ im Bereich Bildung 

Beitrag Aktualisierung Aktionsplan Regenbogen 

Stellungnahme zur Einführung von Diversity-Standards im Vergaberecht in Form des Ausschlusses 
von Anbietern, die homophob gehandelt haben 
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